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Lassen sich Vergütungsverhandlungen  
einfach so vereinfachen?

Der geplante § 86a des Pflegekompetenzgesetzes will Vergütungsverhandlungen  
strukturieren. Doch unterschiedliche Leistungskataloge und Verfahren machen bundeseinheitliche  

Regeln hochkomplex. Teil 1: Die Ausgangslage und warum § 86a SGB XI Probleme schafft.

Von Andreas Heiber

D er Gesetzgeber plant 
mit dem Pf lege-
kompetenzgesetz 
auch einige Kon-

kretisierungen zu Vergütungs-
verhandlungen, die vor allem 
in einem neuen Paragrafen 86a 
zusammengefasst sind. Einzelne 
Verbände fordern nun in ihren 
Stellungnahmen, ambulante 
Vergütungsverhandlungen nach 
SGB XI und V zusammen zu 
führen, andere verweisen auf 
den Föderalismus und schon 
bewährte Verfahren in einzelnen 
Bundesländern: also eine breite 
Vielfalt an Meinungen.

Dabei ist das Problem viel-
schichtig und vor allem diffe-
renziert zu betrachten: In der 
teil- und vollstationären Pflege 
gibt es in allen Bundesländern 
vereinbarte und bewährte For-
mulare, Strukturen und Nach-
weissysteme. Die Strukturen der 
Heime und Tagespflegen sind so 
ähnlich, dass selbst bundesein-
heitliche Nachweissysteme ein-
fach umzusetzen wären. Auch 
gibt es hier nur einen Kosten-
träger und nicht mehrere wie 
ambulant.

Da der geplante § 86a (wie 
leider einige im Bereich des Ka-
pitels 8 des SGB XI) mit Quer-
verweis dann auch ambulant 
gelten soll, werden unter ei-
ner Vorschrift völlig verschie-
dene Systematiken abgehan-
delt. Denn ambulant gibt es 
in 16 Bundesländern ungefähr 
20 aktuelle Leistungskatalo-
ge im SGB XI und mindestens 
16 im SGB V. Und anders als 
stationär sind die Unterschei-
dungen gravierend und syste-
matisch nicht vergleichbar. 

Eine identische Vorschrift, 
die die Vergütungsverhand-
lungsabläufe ambulant und sta-
tionär umfasst, kann entwe-
der nur oberflächlich formuliert 
sein oder den Zweck verfehlen. 
Es wäre an der Zeit, nicht nur 
eher stationär ausgerichtete Vor-

schriften (wie § 85, Abs. 3) zu 
formulieren und über den Ver-
weis in § 89, Abs. 3 mit „gelten 
entsprechend“ zu ambulantisie-
ren und damit der Interpretati-
on der verschiedenen Vertrags-
parteien zu überlassen, sondern 
eigenständige ambulante Rege-
lungen zum Beispiel in einem 
§ 89a ambulant zu formulieren.  

Die grundsätzliche Idee des 
§ 86a, über eine Bundesrah-
menempfehlung dauerhaft die 
Verhandlungen zu verschlan-
ken und zu vereinfachen ist zu 
begrüßen. Allerdings wäre die 
richtige Stelle der Rahmenver-
trag §75 auf Landesebene, denn 
die Vergütungsvereinbarungen 
werden auf Landesebene ge-
schlossen und damit definiert.

Nun schließt der Gesetzge-
ber das nicht aus, sondern nutzt 
nur einen Beschleunigungstrick: 
Auf Bundesebene müssen rela-
tiv schnell (innerhalb von neun 
Monaten) die Grundlagen for-
muliert sein, die dann so lan-
ge gelten, bis auf der jeweili-
gen Landesebene vergleichbare 
Regelungen getroffen sind (so 
wurde auch schon bei der Kurz-
zeitpf lege (§ 88a wirtschaft-
lich tragfähige Vergütung für 
Kurzzeitpflege) verfahren). Da-
mit soll sichergestellt werden, 
dass es nicht wie zum Beispiel 
bei der Bundesrahmenempfeh-
lung § 132a SGB V sehr lange 
dauert, bis die Gesetzesaufträ-
ge umgesetzt sind.

Die Schlüsselfrage ergibt sich 
aber aus dem Föderalismus: Wie 
sollen bei so unterschiedlichen 
Leistungskatalogen und Ver-
gütungsstrukturen einheitliche 
Anforderungen an Nachweise 
der Personal- und Sachkosten 
definiert werden und vor allem 
wie sollen Anhaltswerte und 
Ausgangswerte definiert wer-
den? Dazu muss man einmal 
die Vielfalt der Vergütungska-
taloge darstellen (ausführlich in 
Heiber: Leistungskataloge und 
Vergütungen): 
•	 Alle 16 Bundesländer haben 

die Leistungen in eigenstän-

dig definiert: eine Pauschal-
leistung wie eine Kleine Pfle-
ge bzw. kleine Morgentoilette 
gibt es daher in 16 Varianten.

•	 14 Bundesländer haben die 
Pauschalleistungen (Leis-
tungskomplexe bzw. Module) 
mit Punktmengen definiert, 
so dass vereinfacht nur ein 
Punktwert verhandelt werden 
muss. In der Regel gibt es ei-
nen Punktewert, ein Bundes-
land hat aber auch mehrere 
verschiedene Punktwerte je 
nach Körperbezogenen Pfle-
gemaßnahmen, Pflegerischer 
Betreuung oder Hilfen bei der 
Haushaltsführung. Die fik-
tive Menge der Punkte pro 
Stunde variiert je nach Bun-
desland und Katalog, selbst 
wenn die Leistungen iden-
tisch definiert sind.

•	 Einige Bundesländer haben 
ausgewiesene Wegepau-
schalen, in anderen Katalo-
gen sind diese pauschaliert 
oder im Leistungspreis in-

kludiert, was kalkulatorisch 
kaum sachgerecht zu diffe-
renzieren ist.

•	 Einige Bundesländer haben 
Zeitzuschläge oder andere 
Leistungszuschläge, ande-
re alles im Grundpreis in-
kludiert.

•	 Einige Bundesländer haben 
Leistungen, die nach Zeit ab-
gerechnet werden, ebenfalls 
mit Punktmengen definiert, 
so dass hier keine Stunden-
satzkalkulation angewendet 
werden kann, in anderen 
Ländern gibt es ausgewiese-
ne Europreise. 

Wie soll man für diese Vielfalt 
– oder vielleicht besser – dieses 
Durcheinander einheitliche Ver-
fahren, Anhaltswerte oder Aus-
gangswerte definieren und ver-
einbaren? Es stellt sich für den 
Betrachter schon die Frage, ob 
eine einheitliche Gebührenord-
nung, die der Gesetzgeber ja 
nach § 91 erlassen könnte, nicht 

eine Alternative wäre zu dieser 
föderal gewachsenen Vielfalt. 
Dabei ist nach unserer Erfah-
rung das Beharrungsvermögen 
in den Ländern sehr ausgeprägt, 
das Wissen über die Strukturen 
im Nachbarland dagegen fehlt 
oft schon.

Der Autor ist Unternehmens-
berater bei System & Praxis. In 
der nächsten Ausgabe geht es in 
Teil 2 um Alternativen, Verein-
heitlichung und der schwierige 
Nachweis von Pflege-Personal-
kosten. 
 
Veranstaltungstipp KAI & LUNA 
2025: Das Event für ambulante 
Pflegedienste und Außerkli-
nische Intensivpflegedienste: 
Personal, Führung, Finanzen 
und vieles mehr. Mit dabei unter 
anderem Top-Referent:innen 
wie Andreas Heiber, Prof. Ronald 
Richter oder Franziska Dunker. 
www.haeusliche-pflege.net

Unternehmensberater Andreas Heiber hat die Ideen des neuen § 86a im Referentenentwurf mit der  
Realität abgeglichen und Empfehlungen erarbeitet.� Foto: Florian Arp

„Ambulant gibt 
es in 16 Bundes-
ländern ungefähr 
20 aktuelle Leis-

tungskataloge 
im SGB XI und 

mindestens 16 im 
SGB V. Und anders 

als stationär sind 
die Unterscheidun-
gen gravierend und 
systematisch nicht 

vergleichbar.“
Andreas Heiber

BAUSTELLE  
VERGÜTUNG

Serie Teil 1

THEA mobil unterstützt bei Alltagskompetenz
Ein aufsuchendes Versorgungsangebot in München stärkt die Selbstständigkeit Älterer und entlastet Dienste.

THEA mobil, ein ergothe-
rapeutisches Hausbesuchs-
programm für Menschen ab 
60 Jahren, bietet in München 
alltagsnahe Unterstützung im 
häuslichen Umfeld. Das Ange-
bot richtet sich insbesondere an 
chronisch erkrankte Personen, 
die nicht mehr selbstständig ei-
ne Praxis aufsuchen können, 
und fördert gezielt die Selbst-
ständigkeit im Alltag. Die Lan-
deshauptstadt München unter-
stützt das Projekt finanziell, das 

von vier verschiedenen Trägern 
mit unterschiedlichen Schwer-
punkten umgesetzt wird.

Das Leistungsspektrum von 
THEA mobil umfasst unter an-
derem motorisch-funktionelle 
Trainings, Wasch- und Anzieh-
training, kognitive Förderung 
(etwa Gedächtnis, Orientierung 
oder Aufmerksamkeit) sowie 
Beratung zur Wohnraumanpas-
sung und zu Mobilitätshilfen. 
Darüber hinaus koordinieren die 
beteiligten Ergotherapeut:innen 

auch weitere Versorgungsleis-
tungen wie ärztliche, pflegeri-
sche oder logopädische Hilfe so-
wie hauswirtschaftliche Dienste 
wie Essen auf Rädern.

Ein besonderer Schwerpunkt 
liegt auf der ambulanten In-
tensivförderung für Erwach-
sene mit hohem Rehabilitati-
onsbedarf, etwa nach einem 
Schlaganfall oder einer Schä-
del-Hirn-Verletzung. Hier kön-
nen die Therapieeinheiten auf 
bis zu zwölf Stunden pro Wo-

che ausgeweitet werden. Die Be-
handlungen dauern in der Regel 
zwischen 30 und 60 Minuten, 
mit einer Frequenz von ein bis 
zwei Einheiten pro Woche.

Voraussetzung für die Teil-
nahme an THEA mobil ist ein 
Heilmittelrezept, das von der 
Hausärztin oder dem Hausarzt 
ausgestellt werden muss.� (ck) 

Weitere Informationen unter: 
ergotherapie@ftz-muenchen.de

Geschäftsführer vor Gericht
Vorwurf von Abrechnungsbetrug in Millionenhöhe

Vor dem Berliner Landgericht 
begann der Prozess gegen den 
Geschäftsführer und einen Mit-
arbeiter eines Pflegedienstes mit 
Sitz in Frankfurt am Main und 
Berlin. Die beiden sind wegen 
des Vorwurfs des gewerbsmä-
ßigen Betrugs angeklagt, wie 
die Pressestelle der Strafgerich-
te mitteilte. 

Der 46-jährige Geschäfts-
führer soll zwischen 2017 und 
2019 in insgesamt 317 Fällen 
Pflegeleistungen in Höhe von 

rund 6,25 Millionen Euro ab-
gerechnet haben, obwohl die 
Pflegekräfte nicht über die er-
forderliche Qualifikation ver-
fügt hätten. Der 62-jährige Mit-
angeklagte sei als Büromanager 
und Gesellschafter des Pflege-
dienstes an der Tat beteiligt ge-
wesen. Zunächst sind 14 weitere 
Verhandlungstermine bis Mitte 
Oktober geplant. Die Anklage 
richtete sich den Angaben zu-
folge ursprünglich gegen insge-
samt sechs Angeklagte.� (epd) 


